
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde  
Rhein-Selz 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 26.11.2024 
 
in Oppenheim, Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum, Wormser Straße 111 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:45 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Martin Groth Bürgermeister und Vorsitzender   
Mario Gebhardt Ausschussmitglied   
Joshua Schmitt Ausschussmitglied   
Melanie Schindel Ausschussmitglied   
Hans-Thomas Zimmerer Ausschussmitglied   
Hubert Horn Ausschussmitglied   
Lena Knappek Ausschussmitglied   
Christina Bitz Ausschussmitglied   
Martin Schykowski Ausschussmitglied   
Carsten Propp Ausschussmitglied   
Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied   
Friedhelm Schmitt Ausschussmitglied   
Barbara Krenzer Ausschussmitglied   
Wilhelm Horn Ausschussmitglied   
Raimund Darmstadt Ausschussmitglied   

 
Nicht stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Gabriele Wagner 1. Beigeordnete   
Stefan Herte 2. Beigeordneter   
Dr. Dieter Thomas Tietze 3. Beigeordneter   
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   

 
Für die Verwaltung: 
 
Anwesend: 
 
Reinhold Pfuhl 
Görtz Braun 

Büroleiter 
Fachbereichsleiter Finanzen 

  

Christopher Schaad stellvertretender Fachbereichsleiter 
Finanzen 

  

Britta Trautmann Digitalisierungsbeauftragte   
Dr. Uwe Zink Klimamanager   
Jannik Manz Sachbearbeiter und Schriftführung   
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Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind 
mit der Einladung vom 19.11.2024 auf Dienstag, 26.11.2024, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der 
Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt der Bürgermeister mit, dass Tagesordnungspunkt 1.1 ins 
Jahr 2025 verschoben werden soll. 
Beschluss: 15 Ja, einstimmig 
 
Die SPD-Fraktion stellt den Antrag, dass alle Tagesordnungspunkte, zu denen die Unterlagen 
erst im Laufe des Tages eingestellt wurden, abgesetzt werden. Hierbei handelt es sich um die 
Tagesordnungspunkte 1.4, 1.5 und 1.6.  
Die Tagesordnungspunkte werden einzeln abgestimmt. 
 
Beschluss Top 1.4 absetzen: 5 Ja, 7 Nein, 3 Enthaltungen, somit nicht abgesetzt. 
 
Beschluss Top 1.5 absetzen: 4 Ja, 10 Nein, 1 Enthaltung, somit nicht abgesetzt. 
 
Beschluss Top 1.6 absetzen: 9 Ja, 4 Nein, 2 Enthaltungen, somit nicht abgesetzt. 
 
Bürgermeister Groth macht den Vorschlag, Top 1.6 auf die Sitzung am 05.12.2024 zu verta-
gen. 
Beschluss: 14 Ja, 1 Enthaltung, somit vertagt. 
 
Weiterhin wird der Antrag gestellt, TOP 1.7.1 vor TOP 1.7 beraten wird. 
Beschluss: 15 Ja, einstimmig 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 

 
1.1 Studie "Zukunft Rhein-Selz" 

(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0148) 
 

1.2 Abschlussbericht zur Weiterentwicklung und Umsetzung für optimale Organisations-, 
Aufgaben- und Zusammenarbeitsstrukturen im rheinland-pfälzischen Tourismus 
Hier: Sachstandsbericht zur Veranstaltung "Dialog.Zukunft.Tourismus am 13.11.2024 
sowie Auswirkungen auf die bestehenden Tourismusstrukturen in Rhein-Selz 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0172) 
 

1.3 Auftragserteilung für Digitale Unterweisungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0156) 
 

1.4 Bezugsgelderhöhung "Rhein-Selz Aktuell" 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0158) 
 

1.5 Bürgerbusverein Rhein-Selz 
Kostenbeteiligung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0143) 
 

1.6 Einführung eines Qualitätsmanagementsystems gemäß DIN EN ISO 9001:2015  
in der Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0144) 
-  VERTAGT  - 
 

1.7 Anschaffung Amt-O-Mat und Abholstation für Dokumente inklusive Containerlösung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0090) 
 

1.7.1 Antrag der FDP Fraktion zur Aufgabe des Amt-o-Mat 
 

2. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 
 

3. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 
 

3.1 Neubau Feuerwehrgerätehaus Guntersblum, Freigabe der Planung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0152) 
 

3.2 Errichten einer Tankstelle für HVO-Diesel am Standort Feuerwehrgerätehaus  
Oppenheim, Vergabe der Planungsleistungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0168) 
 

3.3 Feuerwehrgerätehaus Mommenheim:  
Erneuerung einer Pflasterfläche im Übungshof incl. Unterbau und Kastenrinne. 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0181) 
 

3.4 Schöpfwerk Guntersblum - Pumpenwartung 
- Beauftragung Generalüberholung Pumpen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0101-1) 
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3.5 Grundschule Guntersblum: Schulerweiterung mit Mensa und Umbauten im Bestand  

sowie Schulhofsanierung; 
Unterrichtung über den Sachstand und die aktuelle Planung zur Vervollständigung  
des Bauantrages sowie zur Ausschreibung der Bauleistungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0166-1) 
 

4. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 
 

4.1 IT-Ausstattung in den Grundschulen der Verbandsgemeinde 
Hier: Hosting von Edoo.sys 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0164) 
 

4.2 Grundschule Nierstein 
Hier: Verleihung eines Schulnamens 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0165) 
 

4.3 Anpassung Mittagsverpflegung;  
Vereinheitlichung der Essenpreise 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0163) 
 

4.4 Personalangelegenheiten Jugendmusikschule der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
hier: Beratung und Beschlussfassung zur Vergütung der Honorarkräfte nach Wegfall der 
VKA-Richtlinie 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0162) 
 

4.5 Beratung und Beschlussfassung zur Neufassung der Satzung der  
Jugendmusikschule der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0167-1) 
 

4.6 Freigabe für Überplanmäßige Ausgaben zur Fahrzeugunterhaltung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0184) 
 

5. Mitteilungen 
 

6. Anfragen 
 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
 

1. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 
 

1.1. Studie "Zukunft Rhein-Selz" 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0148) 
 

 
Vertagt auf Sitzung Anfang 2025. 
 
 
 
 
1.2. Abschlussbericht zur Weiterentwicklung und Umsetzung für optimale 

Organisations-, Aufgaben- und Zusammenarbeitsstrukturen im rheinland-
pfälzischen Tourismus; 
Hier: Sachstandsbericht zur Veranstaltung "Dialog.Zukunft.Tourismus am 
13.11.2024 sowie Auswirkungen auf die bestehenden Tourismusstrukturen in 
Rhein-Selz 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0172) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Eines der Ziele der Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz ist es, die Tourismusstrukturen 
im Land zu optimieren und effizienter zu gestalten. In einem gemeinsamen Prozess, auf-
bauend auf dem Gutachten zum System Tourismus aus dem Jahre 2020, hat sich das 
MWVLW dazu intensiv mit den Aufgaben und organisatorischen Strukturen auseinanderge-
setzt. So haben i. R. vielfacher Beteiligungs- und Kommunikationsformate die Partnerinnen 
und Partner der Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz 2025 und Vertreterinnen und Vertreter 
verschiedener Tourismusorganisationen aktiv an dem Prozess mitgewirkt. Im Zentrum stand 
die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem System Tourismus; vor allem mit den Aufgaben-
schwerpunkten der touristischen Arbeit sowie den aktuellen Herausforderungen und Chancen. 
Auch wurden die Kooperationsstrukturen, das Beziehungsgefüge und die Zusammenarbeit 
zwischen den Akteurinnen und Akteuren der verschiedenen Ebenen betrachtet. 
Die Resultate & Empfehlungen sind im vorliegenden Gutachten des 110 Seiten umfassen-
den Berichtes zur Weiterentwicklung und Umsetzung für optimale Organisations- , Aufga-
ben- und Zusammenarbeitsstrukturen im rheinland-pfälzischen Tourismus zusammenge-
tragen. 
Ein wichtiges Ergebnis ist das notwendige Verständnis zur Zusammenarbeit: So soll mehr in 
Netzwerken gedacht und agiert werden. Mehr denn je gilt es, künftig unter der Vielzahl an 
Aufgaben, schwierigen Rahmenbedingungen und begrenzten Ressourcen die Bereitschaft zur 
Umsetzung anzugehen und gemeinsam Prioritäten zu setzen. 
Grundlage und Rahmen bildet dabei das Aufgabenverständnis für die lokale, regionale 
und die Landesebene. Für eine positive Tourismusentwicklung braucht es wettbewerbs-
fähige Tourismusorganisationen – insbesondere auf der kommunalen Ebene. Das 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau in Rheinland-Pfalz möchte 
die Prozesse zur Entwicklung wettbewerbsfähiger Tourismusorganisationen einfordern 
sowie die regionale und lokale Tourismusebene bei der Umsetzung unterstützen. Ebenfalls 
möchte das Land das Engagement bei der Rheinland-Pfalz Tourismus GmbH stärken, um 
gezielt die Weichen für die touristische Zukunft zu stellen. 
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Die Verbesserung der Tourismusstrukturen in Rheinland-Pfalz ist ein Prozess im Rahmen der 
Umsetzung der Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz, der u. a. mit Unterstützung der Partner 
der Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz sukzessive, unter Anwendung von „Soll-Konzepten“ 
fortgesetzt werden soll. 
Das MWVLW will mit dem jetzt vorliegenden Systemgutachten die Wettbewerbsfähigkeit der 
Tourismusorganisationen und die wirtschaftliche Stabilität der Tourismusdestinationen 
in Rheinland-Pfalz damit langfristig sichern. Dazu sind nun alle Akteurinnen und Akteure im 
rheinland-pfälzischen Tourismus aufgefordert, diesen Wandel mitzugestalten und sich aktiv 
einzubringen. 
Nachstehend sind die geforderten Strukturprozesse für Tourismusorganisationen auf 
lokaler Ebene und damit verbundenen Auswirkungen auf die derzeitige Organisations-, Auf-
gaben- und Zusammenarbeitsstruktur im Tourismus Rhein-Selz, gemäß dem Abschluss-
bericht zur Weiterentwicklung und Umsetzung der Gutachterlichen Studie zur Optimierung des 
System Tourismus in Rheinland-Pfalz (2020) – festgehalten im Abschnitt 6 „Netzwerkpartner“ 
lokale Organisationen auf den Seiten 63 bis 87 –, in einer Zusammenfassung wie folgt darge-
stellt: 
 

6 Netzwerkpartner Lokale Organisationen 
6.1 Systemüberblick und Tourismusrelevanz Lokal 
Problemstellung: kleinteilige touristische Organisationseinheiten auf der lokalen Ebene 
Kernfrage:  spielt die VG Rhein-Selz im System Tourismus überhaupt eine Rolle? 
Zielsetzung:  verschaffen eines Überblicks über die touristische Relevanz (Grad der
   Relevanz) der VG Rhein-Selz. 
These:   je mehr Indikatoren in der VG Rhein-Selz erfüllt werden, desto größer 
   die Bedeutung (Relevanz) des Tourismus in dieser. 
Indikatoren zur Bewertung der Tourismusrelevanz lokaler touristischer Einheiten: 
1. Zentraler Ort gemäß Landesplanung (Ober- & Mittelzentren) 
2. Gemeinde/Stadt mit Tourist-Info 
3. Deskline-Stützpunkt 
4. Tourismusintensität > 2.500 *) 
5. mind. 150.000 Übernachtungen/Jahr (Vorgabe lt. Gutachten System Tourismus 2020) 
6. mind. 1.500 Betten (Vorgabe lt. Gutachten System Tourismus 2020) 
7. Anwendung des Tourismusbeitrags 
8. Vorhandensein einer Prädikatisierung Heilbad, Erholungsort, Luftkurort 
9. Einschätzung Relevanz durch DMO (Bewertung der lokalen Einheit nach „eher stark“, 

„mittel“ und „eher schwach“) 
10. Vorhandensein eines Tourismuskonzeptes (nicht älter als 5 Jahre)               

[ Hinweis: nicht messbar, aber relevant ]  
 

*)  Kennzahl für die relative Bedeutung des Tourismus in einer Region/Stadt/Gemeinde.       
Berechnung anhand der Anzahl der kommerziellen Übernachtungen (amtliche Statistik),            
bezogen auf 1.000 Einwohnende.                          
Formel: Übernachtungen/Einwohnende x 1.000 = Tourismusintensität. 

Eine wichtige Grundbedingung und Ausgangspunkt für eine Relevanz ist es, 
 dass touristische Betriebe und Beherbergungsbetriebe sowie erste infrastrukturelle An-

gebote (z.B. Rad- und Wanderwege) bereits vorhanden sind. 
 

Damit diese allerdings auch für den Gast sichtbar gemacht werden, braucht es vor allem eines 
gewissen Mindeststandards an Professionalität innerhalb einer lokalen touristischen Einheit. 
Diese Arbeitsfähigkeit und ein Mindestmaß an Organisationsstruktur sind elementar,  
a) um im System Tourismus überhaupt eine nachhaltige Wirkung zu erzeugen, und damit 
b) die bisher investierten finanziellen wie personellen Ressourcen weitere Effekte nach sich 

ziehen. 
Ansatz:                              
Abfrage künftig bei den Kommunen i. R. der Fördermittelakquise, um genauere Informationen 
zur Umsetzung zu erhalten. So soll verpflichtend mit den Förderanträgen der Kommunen in 
tourismusrelevanten Förderprogrammen künftig eine Abfrage zu den genannten Indikatoren 
erfolgen, (ggf. online in einer zentralen Datenbank mit jährlicher Aktualisierung).  
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6.2 Lokale touristische Einheiten der Zukunft 
Empfehlung des Systemgutachtens von BTE: 
Einführung von Mindestkriterien für lokale Destinationsmanagementorganisationen (LDMO)                
bzw. interkommunale Tourismusorganisationen  
Die Mindestkriterien sind für die Einordnung sowie die Standortbewertung innerhalb des Lan-
des RLP und im nationalen Wettbewerb angedacht. Sie dienen auch als 

 Leitplanken für eine Orientierung in der touristischen Entwicklung und als 
 Ansatzpunkt für eine gezielte Förderung 

 

Künftig erfolgt die Unterscheidung nach zwei Arten von lokalen Einheiten als Zielstruktur, um 
damit den Weg hin zur Stufe einer wettbewerbsfähigen Tourismusorganisation zu öffnen. 
 

Wettbewerbsfähige Tourismusorganisationen (WTO) 
mit der Möglichkeit des Einstiegs in die Wettbewerbsfähigkeit als Tourismusorganisation 
(eWTO). Das heißt, die Kriterien zur Messung der Wettbewerbsfähigkeit werden temporär zu-
nächst leicht verringert, um so die Kommunen beim Tourismus grundsätzlich hin zu einer 
Strukturänderung zu motivieren, um mehr Kräfte und Ressourcen in der Fläche zu bün-
deln. 
 

Lokale Destinationsmanagementorganisationen (LDMO) 
die über die Mindestkriterien des Systemgutachtens hinaus weitere Aufgaben übernehmen 
können, ohne das System grundsätzlich zu veranlassen. 
Wichtig: Der Prozess hin zu einer der beiden Wettbewerbsfähigen lokalen Einheiten (WTO 
oder LDMO) wird wie bisher als TSC-Prozess bezeichnet. Dabei steht TSC   

 für das Prinzip eines Tourismus Service Centers nach außen zum Gast   u n d  
 nach innen für die öffentlichen und privaten Akteurinnen und Akteure. 

 

6.3  Kennziffern zur Beurteilung der Wettbewerbsfähigkeit 
Die Mindestkriterien aus dem Systemgutachten entsprechen im Wesentlichen denen einer 
WTO. Temporär wird es Kommunen ermöglicht, zunächst die Entwicklungsstufe der eWTO zu 
erreichen auf dem Weg zur WTO. Dabei soll das Erreichen der Kriterien vor allem an die 
Förderfähigkeit gekoppelt werden. 
 

Kriterien Wettbewerbsfähigkeit lokaler touristischer Einheiten 
 
Bereich  Kriterien lokale Einheiten auf VG-Ebene    eWTO  WTO  LDMO 
          (ab 2023) (ab 2025) 
Destinations- 
Nachfrage Übernachtungen/Jahr gemäß amtlicher Statistik   ≥ 75 Tsd.  ≥ 150 Tsd.  ≥ 350 Tsd. 

 
Gästebetten gemäß amtlicher Statistik    ≥ 500   ≥ 1.500   ≥ 3.000 

 

Alternativ: tagestouristische Relevanz*    ✓  –   – 
 
Tourismusrelevanz 
und -resonanz Erfüllung Anzahl Indikatoren zur Messung der Relevanz  ≥ 2   ≥ 5   ≥ 7 
 

Davon mindestens ein gemeinsames Tourismuskonzept  ✓   ✓   ✓ 

 
Tourismusorganisation                              
(lokal)  Gesamtbudget in €/Jahr     > 100 Tsd. €  > 250 Tsd. €  > 500 Tsd. € 
 

Davon ein eigenes Marketing-/Maßnahmenbudget 20 Tsd. €  50 Tsd. €  100 Tsd. € 
 

Anzahl Mitarbeitende im Backoffice (BO, in VZÄ)  ≥ 1   ≥ 3   ≥ 5 
 
Wahrnehmung 

Lokaler Aufgaben Wahrnehmung der Pflichtaufgaben im Soll-Gutachten (✓) Fokus BO  ✓  ✓ + Kur 
mit mehr       
Ressourcen 

Mitglied/Partnerschaft zur Finanzierung Regionalagentur✓   ✓   ✓ 
 

Davon Deskline-Stutzpunkt (inkl. Content, Schulung)  ✓   ✓   ✓ 

 

Davon Führen einer / mehrerer Tourist-Informationen  –   ✓   ✓ 
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* Hinweis zum Nachweis der tagestouristischen Relevanz: Bei dem ehemaligen Prädikat der Fremdenverkehrsgemeinden gab es 
die Konkretisierung „beachtlicher Ausflugsverkehr“ als Kompensation fehlender Übernachtungen (auch mit Angaben von konkreten 
Zielwerten). An diesen konnte sich in der weiteren Umsetzung orientiert werden.  
Neben der Bewertung der tagestouristischen Relevanz anhand von Tagesgästezahlen für die gesamte Kommune ist es auch mög-
lich, die Relevanz auf Basis eines Nachweises von Gästezahlen von einzelnen oder mehreren POIs in der Kommune zu erbringen. 
Es bedarf dabei zwingend einen Nachweis (Zahlen aus Zahlungen, Messung o. ä.) inkl. Begründung. 
 
 

Zukunft: Förderung von wettbewerbsfähigen Einheiten i. R. eines TSC-Prozesses. 
 
  Dabei wird unterschieden nach einer prozessorientierten Zielstruktur 
  

 einer WTO – mit möglicher Vorstufe einer eWTO – und  
 

 einer LDMO 
 
Diese wettbewerbsfähigen Tourismuseinheiten müssen eine bestimmte Anzahl 
an Kriterien erfüllen.  

 
Einstieg in die Wettbewerbsfähigkeit als Tourismusorganisation (eWTO): 
 
Erfüllung der Wettbewerbskriterien für eWTO und darunter von mind. 2 Indikatoren zum Aus-
druck der touristischen Relevanz mit den Pflichtindikatoren „Vorhalten eines Deskline-Stütz-
punktes“ sowie eines „Tourismuskonzeptes nicht älter als 5 Jahre“. 
 
Es besteht allerdings kein Muss bspw. zum Betrieb einer Tourist-Information. 
 
eWTO sind der Einstieg in die Gruppe der marktfähigen lokalen Tourismuseinheiten und die 
Vorstufe der Entwicklung zur WTO. Sie sind bedingt marktgerecht in einigen Aufgabenfeldern; 
aber noch nicht voll wettbewerbsfähig in Bezug auf alle Kriterien. 
 
Betrachtungskulisse ist hierbei die VG-Ebene. D.h., dass die kleinste kommunale Einheit nur 
eine VG oder ein Verbund aus mehreren VG sein kann.  
 
Anmerkung:  
Die Aufgabe Tourismus ist gem. Gemeindeordnung bei den Ortsgemeinden (OG) angesiedelt.  
 
Bereits heute besteht die Möglichkeit, diese auf die Verbandsgemeindeebene (VG) zu heben.
  
Dies wird vielfach empfohlen und vielerorts bereits freiwillig realisiert, um die Kleinteiligkeit in 
der Fläche zu beseitigen, Aufgaben zu bündeln und Ressourcen für die freiwillige Aufgabe 
Tourismus effizienter einzusetzen.  
 
Auch BTE / dwif unterstützen klar diesen Weg und liefern mit der Bewertung der Markt- und 
Wettbewerbsfähigkeit wie der Ausreichung von Fördermitteln orientiert an diesen Kriterien ein 
weiteres Argument für die weitere Zentralisierung. 
 
Wettbewerbsfähige Tourismusorganisation (WTO) 
 
Erfüllung von mind. 5 Indikatoren zum Ausdruck der touristischen Relevanz mit den Pflichtindika-
toren  
 

 „Vorhalten eines Deskline-Stützpunktes“ sowie eine 
 „(gemeinsame) Tourismusstrategie nicht älter als 5 Jahre“ 

 
sowie  
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 personelle Ausstattung: mind. 3 Mitarbeitende im Backoffice (BO, in VZÄ) 
 finanzielle Ausstattung: mind. 250 Tsd. € Gesamtbudget/Jahr; davon mind.          

50 Tsd. € als eigenes Marketing-/Maßnahmenbudget/Jahr    
 mind. eine leistungsfähige, als i-Marke zertifizierte Tourist-Information              

mit Erfüllung der Richtwerte (Budget, Personal) im Systemgutachten. 
 
WTO’n sind damit wettbewerbsfähige Einheiten orientiert am Systemgutachten. 
 
Die rechtlichen Voraussetzungen und Möglichkeiten sind für eine auf VG-Ebene geführte WTO 
gegeben: 
 
§ 67 (3) GemO:                                      
 
Die Verbandsgemeinde kann die Aufgaben der Wirtschafts- und Tourismusförderung, soweit 
sie von überörtlicher Bedeutung sind, als Selbstverwaltungsaufgaben wahrnehmen. 
 
Auszug aus dem gutachterlichen Abschlussbericht 2016 i. R. des Beratungs-/ Begleitprozes-
ses von BTE bzgl. der Bildung eines Tourismus Service Center (TSC) auf Verbandsgemeinde-
ebene:  
 
Zielsetzung des Unternehmens: 
 
Mit dem Projekt wird das Ziel einer Restrukturierung sowie räumlichen + gästeorientierten Ab-
grenzung in der Ferienregion Rhein-Selz mit der Verbandsgemeinde und seinen Städten und 
Ortsgemeinden verbunden. Es gilt die Parallelstrukturen aufzubrechen und sinnvoll neu 
zu strukturieren sowie vor allem die Aufgabenfelder auf unterschiedlichen Ebenen detailliert 
festzuschreiben. Auf dieser Grundlage aufbauend besteht die Aufgabe darin, die Strukturen 
darauf vorzubereiten, gemeinsam effizient und gästeorientiert Angebote und neue Produkte 
entwickeln zu können. 
 
Die Zielsetzung des neuen Unternehmens ist 
 
 eine bestmögliche Vollintegration aller lokalen Tourismusorganisationen unter ei-

nem Dach mit professionellem Management und einem effizientem Ressourcenein-
satz, um so eine optimierte Marktwirkung zu erreichen.  
 

 mehr und zufriedenere Gäste sowie mehr Wertschöpfung für die Betriebe zu generieren, 
durch einen verbesserten Marktauftritt sowie effizienten Ressourceneinsatz. 

Unternehmensstruktur und Aufgaben: 
 
Das TSC hat verschiedene Kernaufgaben als Tourismusmanagement zu erfüllen. Diese sind 
in zentrale und dezentrale zu unterscheiden.  
 
Zentrale Aufgaben des TSC:                       
Leitung, Führung + Administration | Angebotsentwicklung | Außenmarketing | Innenmarketing 
 
Dezentrale Aufgaben des TSC:                                
Gästeservice/-information (Tourist-Info) | Veranstaltungsorganisation | zentrales Management 
der touristischen Service- und Infrastruktur  
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Lokale Destinationsmanagementorganisationen (LDMO) 
 
Erfüllung von mind. 7 Indikatoren zum Ausdruck der touristischen Relevanz mit den              
Pflichtindikatoren 
 

 einer WTO + 
 2 weiteren aus der Liste der Indikatoren zur Bewertung der Relevanz, Möglichkeit 

der Bearbeitung eigener Themen oder Märkte für sich oder auch in thematischen 
Netzwerken bei gleichzeitiger intensiver Kooperation mit der regionalen DMO. 
 

LDMO sind eher touristische Einheiten von Oberzentren oder kreisfreien Städte oder starken 
interkommunalen Verbünde. 
 
Die Mindestkriterien sind sehr wichtig für eine erforderliche Marktfähigkeit sowie die da-
mit einhergehende Arbeitsfähigkeit im System Tourismus.  
 
Struktur möglicher lokaler Einheiten und Entwicklungsrichtungen: 
 
Um die Voraussetzung als wettbewerbsfähige lokale Tourismusorganisation zu erfüllen, 
gibt es verschiedene Möglichkeiten:  
 

 Eigenständige starke touristische Einheit 
Einzelne lokale touristische Einheiten erreichen die Kriterien eigenständig. 
 

 Kooperation strukturell ähnlicher touristischer Einheiten 
Mehrere strukturell ähnliche Verbandsgemeinden erreichen die Kriterien gemeinsam. 
 

 Kooperation strukturell schwächerer mit einer stärkeren touristischen Einheit 
Strukturell schwächere touristische Einheiten schließen sich einer stärkeren Einheit an.  

 
BTE / dwif empfehlen in ihrem Systemgutachten die notwendige Verlagerung der Aufgabe 
„Tourismus“ von der OG auf die VG-Ebene zur  
 

 Ressourcenbündelung,  

 Effizienzsteigerung,  

 Auflösung der Kleinteiligkeit und  

 vieler weiterer Vorteile. 
 
Aus diesem Grund stellt die VG-Ebene für BTE / dwif auch die kleinste Betrachtungsebene 
dar.  
 
6.4 Anreize, Gestaltungsspielräume zur Entwicklung wettbewerbsfähiger lokaler Einheiten 
 
Nach dem Systemgutachten ist es künftig beabsichtigt, die touristischen Strukturen auf der 
lokalen Ebene zu optimieren und die Fördermechanismen entsprechend anzupassen. 
 
Grund:      Ohne wettbewerbsfähige lokale Einheiten können die regionalen DMO ihre Arbeit
      nicht effizient erfüllen.  
 
Ziel ist es deshalb, leistungsfähige lokale WTO oder lokale DMO, und die Kommunen auf dem 
Weg dorthin, in ihrer Arbeit gezielt(er) zu unterstützen und die bisher schwächeren Einheiten 
in ihrer Entwicklung zu mehr Leistungsfähigkeit und für notwendige Change-Prozesse auch 
mit finanziellen Anreizen zu motivieren. 
 
Klar soll dabei sein, dass an den Erhalt von Fördermitteln zukünftig stärkere Bedingungen 
geknüpft werden, um die Wirkung dieser Anreize i. S. wirtschaftsfördernder Maßnahmen 
zu maximieren. 
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Zusammenfassend die Gutachterliche Empfehlung von BTE / dwif: 
 
Ausgehend vom nunmehr vorliegenden Systemgutachten kann erst ab einer WTO von einer 
umfassenden wettbewerbsfähigen lokalen Einheit ausgegangen werden. Als Einstieg wird 
temporär die Vorstufe als eWTO ermöglicht.  
 
Lokale touristische Einheiten, die sich nicht mindestens zu einer eWTO zusammenschlie-
ßen (wollen) und dies mit einer Kooperationsvereinbarung und dem Nachweis der Erfüllung 
der Kriterien transparent machen, sollen im Hinblick auf eine Fördereffizienz zukünftig nur 
noch eingeschränkt Zugang zu touristischen Förderprogrammen erhalten.  
 
„Förderung von TSC-Prozessen“ als Förderung auf dem Weg zur WTO. 
 
Für eine Förderung ist auch eine Kooperationsvereinbarung zwischen Verbandsgemein-
den ausreichend, die gemeinsam die Kriterien von mindestens einer eWTO erreichen.  
 
Für die eWTO auf dem Weg zur WTO gilt eine Übergangszeit lt. Gutachten bis 2025, um die 
Mindestvoraussetzung einer WTO zu erreichen. In dieser Übergangszeit sollen Kommunen 
damit ihren eigenen Gestaltungsspielraum ausschöpfen bzw. nutzen. Allerdings würde dann 
die volle Förderfähigkeit von eWTO‘s auch 2025 enden.  
 
Ab 2026 erhalten dann nur noch WTO den Höchstfördersatz  
 

 zur Steigerung ihrer Wettbewerbsfähigkeit und  

 weiteren Professionalisierung sowie  

 Zentralisierung ihrer Leistungen, und  

 werden somit für die erfolgreiche Arbeit vergangener Jahre belohnt. 
 
Auch ist vorgesehen die Bindung der Förderwürdigkeit in bestehenden tourismusrelevanten 
Förderprogrammen an die „Mitgliedschaft“ einer lokalen WTO oder LDMO ab 2027 in der 
touristischen Regionalagentur und damit deren Finanzierung zur Stärkung der regiona-
len DMO und ihren Aufgaben.  
 
Es geht somit um eine Anreizpolitik über die tourismusrelevanten Förderprogramme für 
die Kommunen, welche sich an dem Systemgutachten und den damit einhergehenden Leit-
linien und Kriterien orientieren. 
 
Es sollen damit diejenigen belohnt werden, welche gäste- und marktorientierte Richtwerte 
erfüllen und im System Tourismus als Partnerinnen und Partner eine aktive Rolle spie-
len und hierfür einen Beitrag leisten wollen.  
 
6.5 Überarbeitete Aufgaben und Aufgabenteilung 
 
Differenzierung der Aufgabenbereiche nach 
 

 Organisationsaufgaben 

 Managementaufgaben 
 
Muss-Aufgaben i. S. des Systemgutachten sind Aufgaben, derer sich eine lokale touristische 
Einheit in jedem Fall annehmen muss. 
 
Kür- / Kann-Aufgaben sind ebenso wichtige Aufgaben. Sie können jedoch nur abhängig von 
den verfügbaren Ressourcen übernommen werden. 
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Eine Auflistung der Organisations- und Managementaufgaben lokaler touristischer Einheiten 
im Detail mit entsprechender Auswertung des aktuellen (Ist)-Zustands des TSC Rhein-Selz ist 
als Anlage beigefügt.   
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss empfiehlt im Stellenplan 2025 eine notwendige Aufstockung der dritten Stelle 
beim TSC Rhein-Selz (derzeit in Teilzeit mit 19,5 Std./W) auf eine Vollzeitstelle in der Entgelt-
gruppe 10 vorzusehen und dies auch beim HH-Planansatz der TSC-Personalkosten im Haus-
halt 2025 zu berücksichtigen. Das TSC Rhein-Selz wird darüber hinaus damit beauftragt eine 
eigene Tourismusstrategie zu erarbeiten für ein entsprechendes Tourismuskonzept Rhein-
Selz.   
Das Ziel ist es, dass das TSC Rhein-Selz sich zukunftsfähig aufstellt und die mindestgeforder-
ten Pflichtindikatoren zum Ausdruck der touristischen Relevanz einer sog. wettbewerbsfähigen 
Tourismusorganisation (WTO) gemäß dem Abschlussbericht zum Systemgutachten Touris-
mus in Rheinland-Pfalz erfüllt.        
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Groth erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Seitens der AL wird angefragt, welche finanziellen Auswirkungen eine Stellenerhöhung im Be-
reich Tourismus hätte. Herr Pfuhl führt hierzu aus, dass derzeit eine halbe Stelle in der Ent-
geltgruppe 8 TVöD eingeplant sei. Diese soll auf eine Vollzeitstelle in der Entgeltgruppe E10 
TVöD erweitert werden. Dies hätte höhere Personalkosten i. H. v. ca. 40.000 € jährlich zur 
Folge. 
 
Die FDP fragt an, welche Kosten bei einer Beauftragung zur Erstellung einer Tourismus-Stra-
tegie entstehen. Bürgermeister Groth teilt hierzu mit, dass er ein Angebot i. H. v. 13.000 € vor-
liegen habe. Das Angebot wird der Niederschrift beigefügt. 
 
Auf Nachfrage der GRÜNEN, warum die Indikatoren auf Seite 7 der Beschlussvorlage rot mar-
kiert seien, erläutert Bürgermeister Groth, dass diese Punkte derzeit nicht erfüllt werden. So-
bald die Stelle geschaffen sei, würden die Aufgaben entsprechend angepasst werden. Die 
GRÜNEN bitten darum, dass die Aufgaben der Stelle vorab festgelegt werden. 
 
Die CDU schlägt vor, das Thema im nächsten Haupt- und Finanzausschuss zu beraten und 
zu beschließen. Bis dahin soll der Stellenplan um die entsprechende Stelle ergänzt und die 
Ausgestaltung der Aufgaben festgelegt werden. 
 
Die SPD bittet darum, den Titel der Beschlussvorlage anzupassen. 
 
Die FDP fragt nach der Interkommunalen Zusammenarbeit mit Bodenheim und regt an, die 
Prüfung auf eine Erweiterung dieser Zusammenarbeit mit in die Beschlussvorlage aufzuneh-
men. 
 
Beschlussfassung: 
 
Der Tagesordnungspunkt wird auf die Sitzung am 05.12.2024 verschoben. Bis dahin soll die 
Beschlussvorlage entsprechend der Anmerkungen der Fraktionen angepasst werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 15 Ja, einstimmig 
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1.3. Auftragserteilung für Digitale Unterweisungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0156) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Für die Unterweisungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verbandsgemeinde sowie 
der Ortsgemeinden müssen jährlich Termine mit der Fachkraft für Arbeitssicherheit koordiniert 
werden. Bei diesen Terminen können maximal 25 bis 30 Personen gleichzeitig unterwiesen 
werden. 
Bei einer Gesamtzahl von ca. 660 zu unterweisenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind 
dementsprechend viele Termine notwendig. 
 

Um die Unterweisungen so einfach wie möglich zu gestalten, möchte die Verwaltung ein Lern-
Management-System einführen. Bei diesem System kann auf die Bedürfnisse der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter individuell über das Management von Lerntypen und Lernpfaden ein-
gegangen werden. 
Hierfür stehen eigene Administrationsrechte sowie ein eigenes Rechte- und Rollenkonzept zur 
Verfügung das entweder durch die Verbandsgemeindeverwaltung oder durch die Ortsgemein-
den und Städte selbst gepflegt werden kann. 
 

Zur Kontrolle, Planung und Sicherstellung der Durchführung der Unterweisungen besteht zu-
dem die Möglichkeit Pflichtzyklen, Erinnerungsfunktionen, Eskalationsstufen und Lesebestäti-
gungen einzurichten. Die erfolgten Unterweisungen werden gerichtsfest dokumentiert. 
 

Die Verbandsgemeindeverwaltung wird die Anschaffung und Lizenzen als Gesamtpaket an-
schaffen und den Ortsgemeinden zur Verfügung stellen. 
 

Das vorgeschlagene System von WTTCampusOne wurde durch die Verwaltung bereits ge-
testet und überzeugt durch die Vielfältigkeit der angebotenen Unterweisungen. So könnten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beispielsweise auch über § 2b UstG im System geschult wer-
den. 
Das System wird bereits von der Kreisverwaltung Mainz-Bingen genutzt. 
 

Die Verwaltung hat zwei weitere Firmen zur Abgabe eines Angebots aufgefordert. Eine Firma 
hat kein Angebot abgegeben. Ein weiteres Angebot war zwar günstiger, jedoch inhaltlich, funk-
tionell und dem Umfang nach nicht ausreichend. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt die Beauftragung eines Lern-Management-Sys-
tems für die Verbandsgemeinde Rhein-Selz mit jährlichen Kosten i. H. v. 35.013,13 € und ein-
maligen Kosten i. H. v. 5.831,00 € 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/11443-011300-9-10 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 40.844,13 € zur Verfügung. 
 

Beratung: 
 

Die Herren Bürgermeister Groth, Pfuhl und Manz erläutern die Beschlussvorlage und beant-
worten die Fragen der Fraktionen. 
 

Beschluss: 
 

Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 

Abstimmungsergebnis: 15 Ja, einstimmig 
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1.4. Bezugsgelderhöhung "Rhein-Selz Aktuell" 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0158) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Der Verlag Linus Wittich hat uns am 29.07.2024 mitgeteilt, dass es eine Erhöhung der Be-
zugsgelder für die Wochenzeitung „Rhein-Selz Aktuell“ geben wird, da die bisherigen Preise 
nicht mehr auskömmlich sind. Der bestehende Vertrag ist vom 30.03.2015 und wurde seitdem 
nicht mehr monetär angepasst.  
 

Vertraglich ist ein Seitenkontingent von 15 Din A4 Seiten zu einem Preis von 0,25 € netto je 
Exemplar und Quartal vereinbart. Tatsächlich wurden mit Stand vom 30.06.2024 im Schnitt 
22,8 Din A4 Seiten benötigt. 
 

Linus Wittich schlägt eine Erhöhung in zwei Schritten vor: 
Zum 01.01.2024 soll rückwirkend eine Erhöhung von 0,25 € netto je Exemplar und Quartal auf 
0,60 € netto je Exemplar und Quartal stattfinden. 
Zum 01.01.2025 wird eine weitere Erhöhung auf 0,70 € netto je Exemplar und Quartal vorge-
nommen. 
 

Die derzeitigen Kosten belaufen sich auf 20.103,70 € im Jahr 2023 und 15.125,26 € für die 
Quartale 1 bis 3 im Jahr 2024.  
 

Bei einer Auflagenzahl von ca. 19.000 Exemplaren je Ausgabe ergibt sich für 2024 eine Nach-
zahlung i. H. v. ca. 28.600,00 € netto. Die Mehrausgaben können durch Einsparungen im Teil-
haushalt gedeckt werden. 
 

In einem Gespräch mit Linus-Wittich wurde weiterhin die Möglichkeit vereinbart, dass das Sei-
tenkontingent beibehalten wird und hierfür ein Preis von 0,55 € netto je Exemplar und Quartal 
aufgerufen wird. 
 

Dem Haupt- und Finanzausschuss werden zwei Optionen zur Beschlussfassung vorgeschla-
gen: 
 

Option a: 
Das Seitenkontingent für die Wochenzeitung „Rhein-Selz Aktuell“ wird ab 01.01.2025 auf 23 
Din A4 Seiten erhöht. Die damit verbundenen Kosten bei 19.000 Exemplaren belaufen sich 
auf 53.200,00 € netto. 
 

Option b: 
Das Seitenkontingent für die Wochenzeitung „Rhein-Selz Aktuell“ wird beibehalten . Die damit  
verbundenen Kosten  belaufen sich auf 41.800,00 € netto. 
 
Bei beiden Optionen können Nachzahlungen  für die tatsächlich benötigte Anzahl an Seiten 
anfallen.  
 

Beschlussvorschlag: 
 

a) Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, das Seitenkontingent für die Wochenzeitung 
„Rhein-Selz Aktuell“ ab 01.01.2025 auf 23 Din A4 Seiten zu erhöhen und die damit ver-
bundenen Kosten i. H. v. 63.308,00 € zu tragen. 

 

b) Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, das Seitenkontingent für die Wochenzeitung 
„Rhein-Selz Aktuell“ ab 01.01.2025 wie bisher beizubehalten und die damit verbundenen 
Kosten i. H. v. 49.742,00 € zu tragen. 
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Beratung: 
 
Bürgermeister Groth erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Seitens der Verwaltung wird Option a) empfohlen. 
 
Beschluss: 
 
a) Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, das Seitenkontingent für die Wochenzeitung 

„Rhein-Selz Aktuell“ ab 01.01.2025 auf 23 Din A4 Seiten zu erhöhen und die damit ver-
bundenen Kosten i. H. v. 63.308,00 € zu tragen. 

 
Abstimmungsergebnis: 15 Ja, einstimmig 
 
 
 
 
1.5. Bürgerbusverein Rhein-Selz 

Kostenbeteiligung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0143) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Konzept Bürgerbus 
Seit 2015 steht mit dem Bürgerbus ein kostenloser Service für mobilitätseingeschränkte Bür-
gerinnen und Bürger der Verbandsgemeinde Rhein-Selz zur Verfügung, der zum Ziel hat, 
ihnen ein Stück Selbstständigkeit und Lebensqualität im Alltag zurückzugeben und sie weiter 
am sozialen Leben teilhaben zu lassen.  
Ehrenamtliche Fahrerinnen und Fahrer bringen die Fahrgäste zu den Zielen des täglichen Le-
bens, z.B. zu Einkaufsmärkten, Ärzten, Apotheken, Behörden, etc. innerhalb der Verbandsge-
meinde Rhein-Selz. Mehrere Telefonteams nehmen - ebenfalls ehrenamtlich - die Anmeldung 
zu den Fahrten entgegen und koordinieren sie. 
Soziale Teilhabe bedeutet für uns darüber hinaus, dass wir im Rahmen unserer Möglichkeiten 
nach vorheriger, individueller Absprache mit unserem Fahrdienst z.B. auch Gruppen aus dem 
in Frage kommenden Personenkreis die Möglichkeit bieten, wieder an kulturellen Veranstal-
tungen, geselligen Treffen u.ä. teilzunehmen. 
Der Bürgerbus-Service wird ausschließlich durch die ehrenamtlich aktiven Mitglieder des Bür-
gerbus Rhein-Selz e.V. durchgeführt. Finanziell unterstützt werden die Aktivitäten durch die 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz, den Kreis Mainz-Bingen, die Vereins-Mitgliedschaft der teil-
nehmenden Kommunen und die Mitgliedsbeiträge der aktiven und inaktiven Mitglieder. 
 
Problematik der Aberkennung der Gemeinnützigkeit 
Bürgerbusvereine in Rheinland-Pfalz werden seit 2011 in der Regel nicht mehr als gemeinnüt-
zig anerkannt. Diese Entscheidung wurde von den Finanzministern der Länder getroffen, wo-
bei eine mögliche Konkurrenz zu Taxis als ein Grund für die Einstufung genannt wurde.  
Der Verlust der Gemeinnützigkeit bedeutet, dass Bürgerbusvereine keine Steuervorteile ge-
nießen und keine Spendenquittungen ausstellen können, was die finanzielle Unterstützung 
durch Spenden erschwert.  
 
Kostenübernahme Kreis Mainz-Bingen 
Mit Beschluss X/0308/2014 vom 12.12.2014 entsprach der Kreistag Mainz-Bingen dem Antrag 
der Fraktionen von SPD, FWG und Bündnis 90/Den Grünen hinsichtlich der Förderung von 
Bürgerbusinitiativen. 
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Der Antrag hatte zum Inhalt, dass der Landkreis Mainz-Bingen die Organisation und den Be-
trieb von Bürgerbussen ehrenamtlicher und gemeinnütziger Initiativen im Landkreis finanziell 
unterstützt. Die Zuschüsse des Landkreises sollen die ungedeckten Kosten bis zu einer 
Höchstgrenze von 5.000 €/Jahr/Bus nicht überschreiten. 
Auch am 25.11.2024 hat der Kreistag dem zugestimmt. Angesichts der angespannten Finanz-
situation auch des Kreises ist es fraglich, ob dies Unterstützung weiterhin erfolgt. 
 
Kostenübernahme der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
Aktuell stellt die Verbandsgemeinde dem Bürgerbusverein ein Fahrzeug und übernimmt des-
sen Wartungs- und Reparaturkosten, Steuern und Versicherungen. Zudem werden dem Bür-
gerbus zentrale Telefonnummern der Verbandsgemeinde zur Verfügung gestellt. In den ver-
gangenen Jahren waren hier € 13.500 im Haushalt eingeplant. 
 
Absicht der Verbandsgemeinde 
Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz beabsichtigt, den Fortbestand des Bürgerbusses langfris-
tig sicherzustellen. Perspektivisch soll das Angebot des Bürgerbusses auf die gesamte Ver-
bandsgemeinde ausgeweitet werden. Zu diesem Zweck sollen in Zukunft die ungedeckten 
Kosten für die nachfolgenden Punkte von der Verbandsgemeinde übernommen werden: 
 

 Anschaffung und Bereitstellung geeigneter Kleinbusse, 

 regelmäßige Inspektionen sowie notwendige Reparaturen zur Sicherstellung der Betriebs-
sicherheit, 

 Kraftstoffe oder alternative Antriebsenergien, 

 Haftpflicht- und Kaskoversicherungen für die Fahrzeuge sowie 

 Mobiltelefone für die Koordination des Betriebs. 
 

Von diesen erstattungsfähigen Kosten sind die gewährten Zuschüsse vom Kreis Mainz-
Bingen, Einnahmen durch Werbung und Mitgliedbeiträge in Abzug zu bringen.  
 
Folgen für die Verbandsgemeinde 
 
Der Bürgerbusverein erwartet für die kommenden Jahre ein Defizit von 5.000 – 6.000 €.  
Folgende Einnahmen und Ausgaben, die bisher nicht durch die Verbandsgemeinde übernom-
men werden, erwarten den Bürgerbus jährlich: 
 
+ 4.000,00 € Einnahmen aus Mitgliedsbeiträge 
- 4.000,00 € Kosten für Treibstoff 
- 2.500,00 € Kosten für Versicherungen 
- 1.200,00 € Telefongebühren 
- 1.500,00 € Betreuung Fahrer und sonstiges 
- 5.200,00 € Fehlbetrag 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt und der Verbandsgemeinderat beschließt, die zu-
sätzliche finanzielle Unterstützung des Bürgerbusvereins Rhein-Selz bis zu einem jährlichen 
Betrag von 6.000,00 €. Die Mittel sind entsprechend für die nächsten Jahre in den Haushalten 
vorzusehen. 
 
Für das laufende Haushaltsjahr ist für die finanzielle Unterstützung die Zustimmung zur Leis-
tung einer außerplanmäßigen Ausgabe gem. § 100 GemO erforderlich. Für die Folgejahre sind 
die Mittel entsprechend im Haushalt zu veranschlagen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/11164-564200 
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Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO 
in Höhe von : 6.000 € wird erteilt. 
 
Beratung: 
 
Herr Zimmerer (CDU) erklärt sich für Befangen und nimmt im Zuschauerraum Platz. 
 
Bürgermeister Groth erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Auf Nachfrage der AL teilt Bürgermeister Groth mit, dass der Bürgerbus jeden Tag ausgelastet 
sei und eine hohe Nachfrage bestünde. Die AL bedankt sich hierauf bei den Vertretern des 
Vereins. 
 
Die SPD regt an, die Trägerschaft für den Bürgerbus zu übernehmen, wie es auch bereits in 
anderen Gemeinden der Fall wäre. Die Verwaltung sieht dies kritisch, da sich der Verein auf-
lösen und die ehrenamtliche Tätigkeiten auf eine hauptamtliche Stelle in der Verwaltung ver-
legt werden müsse. Die Verwaltung wird die Option prüfen. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt, die zusätzliche finanzielle Unterstützung des 
Bürgerbusvereins Rhein-Selz bis zu einem jährlichen Betrag von 6.000,00 €. Die Mittel sind 
entsprechend für die nächsten Jahre in den Haushalten vorzusehen. 
 
Für das laufende Haushaltsjahr ist für die finanzielle Unterstützung die Zustimmung zur Leis-
tung einer außerplanmäßigen Ausgabe gemäß § 100 GemO erforderlich. Für die Folgejahre 
sind die Mittel entsprechend im Haushalt zu veranschlagen. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/11164-564200 
 
Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO 
in Höhe von : 6.000 € wird erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 13 Ja, 1 Enthaltung 
 
 
 
 
1.6. Einführung eines Qualitätsmanagementsystems gemäß DIN EN ISO 9001:2015  

in der Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0144) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Norm DIN EN ISO 9001:2015 ist der international anerkannte Standard für Qualitäts-
managementsysteme. Sie legt Anforderungen fest, die Organisationen in die Lage versetzen, 
ihre Prozesse systematisch zu gestalten, kontinuierlich zu verbessern und die Zufriedenheit 
ihrer Kunden – in diesem Fall der Städte und Gemeinden, sowie den Bürger*innen – zu stei-
gern. 
 
Für die öffentliche Verwaltung bietet die Einführung eines solchen Systems zahlreiche Vorteile: 
 

 Effizienzsteigerung: Die Norm fordert eine genaue Analyse und Dokumentation aller 
wesentlichen Prozesse, was Doppelarbeit vermeidet und Ressourcen effizienter einsetzt. 
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 Kundenorientierung: Mit der Betonung auf Kundenzufriedenheit wird sichergestellt, dass 
die Bedürfnisse der Bürger*innen stärker in den Mittelpunkt gerückt werden. 

 

 Transparenz: Durch klar definierte Verantwortlichkeiten und standardisierte Abläufe wird 
die interne und externe Kommunikation verbessert. 

 

 Risikomanagement: Die Norm fördert einen strukturierten Umgang mit Risiken und schafft 
Resilienz in den Verwaltungsprozessen. 

 

 Kontinuierliche Verbesserung: Das System enthält Mechanismen, um regelmäßig Verbes-
serungen zu identifizieren und umzusetzen, z. B. durch interne Audits und Management-
bewertungen. 

 

 Nachweis von Qualität: Die Zertifizierung durch eine unabhängige Stelle schafft Vertrauen 
bei Bürger*innen und anderen Interessensgruppen. 

 
Zur Umsetzung der Zertifizierung wird eine externe Beratungsfirma die neu geschaffene Stelle 
„Prozessmanager*in“ umfassend unterstützen. Der externe Dienstleister erbringt folgende 
Leistungen: 
 

 Aufbau eines Managementsystems nach DIN EN ISO 9001:2015: 
o Erstellung einer Prozesslandkarte, die sämtliche Verwaltungsprozesse systematisch 

erfasst. 
 

o Durchführung einer Prozessanalyse mit der bewährten Turtle-Methode zur Identifika-
tion von Optimierungspotenzialen. 

 
o Entwicklung und Dokumentation von klar strukturierten Prozessbeschreibungen und 

Arbeitsanweisungen. 
 

 Managementbewertung und Zielsetzung: 
o Festlegung messbarer Qualitätsziele und geeigneter Kennzahlen. 

 
o Erstellung eines umfassenden Berichts für die Managementbewertung. 

 

 Coaching und Begleitung des Prozessmanagers: 
o Fachliche und methodische Unterstützung bei der Einführung und Implementierung 

des Qualitätsmanagementsystems. 
 

o Schulung des Prozessmanagers in den spezifischen Anforderungen der ISO 
9001:2015. 

 
o Kontinuierliche Beratung und Betreuung durch einen festen Ansprechpartner wäh-

rend des gesamten Projektes. 
 

 Erweiterte Beratung: 
o Unterstützung in angrenzenden Themen wie Arbeitsschutz, Brandschutz und Daten-

schutz, um eine ganzheitliche Optimierung zu erreichen. 
 
Das Projekt hat eine Dauer von mehreren Monaten und wird in Phasen durchgeführt, um die 
internen Ressourcen der Verwaltung gezielt zu unterstützen. 
 
Die tatsächliche Zertifizierung wird durch eine renommierte Zertifizierungsstelle spätestens 12 
Monate nach Besetzung der Stelle „Prozessmanager*in“ angestrebt. Dabei fallen zusätzliche 
Kosten an, die sich je nach Anbieter und Umfang der Zertifizierung richten. 
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Es wird zudem sichergestellt, dass die Zertifizierung nachhaltig erfolgt und durch jährliche in-
terne und externe Audits sowie regelmäßige Rezertifizierungen fortgeführt wird. Dies garan-
tiert langfristige Qualitätsverbesserungen und die Aufrechterhaltung des hohen Standards. 
 

Die Kosten für die externe Unterstützung werden auf ca. 15.000 € geschätzt, zusätzliche Kos-
ten fallen an für die Erstzertifizierung und regelmäßige Rezertifizierungen (noch zu beziffern). 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt und der Verbandsgemeinderat beschließt: 
 

1) Die Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz wird gemäß der Norm DIN EN ISO 
9001:2015 zertifiziert, um die Prozessqualität und Effizienz der Verwaltung nachhaltig zu 
verbessern. 

 

2) Zur Umsetzung und Begleitung des Projektes wird eine Stelle „Prozessmanager*in“ im 
Sinne des Organisationsmodells „Gemeinde 3.0“, vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Kommunalaufsicht, geschaffen und umgehend besetzt. 

 

3) Die Verbandsgemeinde beauftragt eine geeignete Beratungsfirma zur Unterstützung beim 
Aufbau eines Qualitäts- und Prozessmanagements. 

 

4) Die Zertifizierung durch eine renommierte Zertifizierungsstelle wird spätestens 12 Mo-
nate nach Besetzung der Stelle „Prozessmanager*in“ angestrebt. Die Kosten für die Zer-
tifizierung werden bis zu einem Betrag von 15.000,00 freigegeben. 

 

5) Die Verwaltung wird beauftragt, die organisatorischen und personellen Maßnahmen zur 
erfolgreichen und nachhaltigen Zertifizierung vorzubereiten. Es wird sichergestellt, dass 
die Zertifizierung kontinuierlich überprüft und in den Folgejahren fortgeführt wird. 

 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/11110-529200 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 30.000 € zur Verfügung. 
 

Beratung: 
 

Vertagt auf 05.12.2024. 
 
 
 
 

1.7. Anschaffung Amt-O-Mat und Abholstation für Dokumente inklusive 
Containerlösung 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0090) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Auf Initiative von BL- und CDU-Fraktion hat der Verbandsgemeinderat die Verwaltung mit der 
Prüfung der Anschaffung eines Amt-O-Maten bzw. eines Automaten zur Dokumentenabho-
lung beauftragt. 
 

Die Verwaltung will Zug um Zug Verwaltungsleistungen einfacher und digitaler bereitstellen. 
Das Ziel ist, Verwaltungsleistungen auch über die Öffnungszeiten der Verwaltung hinaus an-
zubieten. Mit dem Amt-O-Maten, einem Pilotprojet des Landes Rheinland-Pfalz unterstützen 
wir die Digitalstrategie des Landes. Laut dieser Strategie soll die digitale Welt so gestaltet 
werden, dass jede und jeder Einzelne Zugang hat und sie für sich gewinnbringend nutzen 
kann.  
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Der Amt-O-Mat hat mit seiner Kombinationsmöglichkeit aus Abholstation und Terminal ein 
Alleinstellungsmerkmal. Im April fand ein Besichtigungstermin bei der Pilot-Kommune für den 
Amt-O-Maten in der Verbandsgemeinde Vordereifel statt. 
 

Abholstation 
Mit der Abholstation des Amt-O-Maten werden beispielsweise Ausweisdokumente zur Abho-
lung bereitgestellt bzw. können abgelaufene Ausweisdokumente an die Verwaltung zurückge-
geben werden. Im ersten Quartal wurden im Bürgerbüro insgesamt 2.136 Ausweisdokumente 
beantragt, aufgeteilt auf 1.074 Personalausweise und 1.062 Reisepässe. Bislang zu können 
diese zu den Öffnungszeiten abgeholt werden. Mit der Abholstation können Bürgerinnen und 
Bürger 24/7 die beantragten Ausweise abholen und ihre alten Ausweise zurückgeben. Die 
Erweiterung des Service für Bürgerinnen und Bürger entlastet auch die Mitarbeitenden des 
Bürgerbüros im Tagesgeschäft.  
Es finden derzeit Gespräche mit der Kreisverwaltung statt, den Automaten in Kooperation auch 
für Leistungen der Führerscheinstelle zu nutzen. 
 

Terminal 
Für die Nutzung von Leistungen, deren Beantragung online angeboten wird, sind ein digitales 
Endgerät und Zugang zum Internet erforderlich. Ein Teil der Bevölkerung hat diese Voraus-
setzung nicht oder nur eingeschränkt. Das Service-Terminal des Amt-O-Maten bietet eine Aus-
wahl dieser Leistungen an. Mit dem integrierten Scanner ist es möglich, Dokumente, die dem 
jeweiligen Antrag beigefügt werden müssen, vor Ort zu scannen. In einer nächsten Ausbau-
stufe wird das Terminal mit einer Bezahlfunktion ergänzt. Damit werden weitere Verwaltungs-
leistungen in das Portfolio des Terminals aufgenommen.  
Für die die Anschaffung des Amt-O-Maten mit Terminal und Abholstation mit 90 Fächern ist 
mit Kosten in Höhe von ca. 105.000 € zu rechnen. Die jährlichen Betriebskosten liegen bei ca. 
13.200 € 
 

Infostele 
Um zusätzlich flexibel Informationen für die Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen bereitzu-
stellen wird im Container eine Infostele aufgestellt. Sie ist zweiseitig bespielbar, also auch von 
außen sichtbar, und passt sich für gute Lesbarkeit automatisch den jeweiligen Lichtverhältnis-
sen an. Die voraussichtlichen Anschaffungskosten für die Infostele liegen bei ca. 12.000 €. 
 

Container 
Der Amt-O-Mat wird in eine Containerlösung mit Glasflächen integriert, der voraussichtlich im 
vorderen Bereichs des Parkplatzes des „Rondo“ aufgestellt wird. Für die Bürgerinnen, Bürger 
und Unternehmen erfolgt der Zugang in den Container mit einer Bankkarte. Der Container ist 
mit einem Sicherheitspaket für innen und außen ausgestattet. Die voraussichtlichen Kosten 
belaufen sich wie folgt: Anschaffung Container ca. 30.000 bis 35.000 €, Zutritt-Kontrollsystem 
ca. 4.000 €, Elektro- und EDV-Anbindung ca. 4.000 €, Pflaster-, Erd- und Fundamentarbeiten 
ca. 7.000 € und Blitzschutz ca. 2.000 €. Für die Baugenehmigung durch externe Planer ist 
voraussichtlich mit Kosten von ca. 3.000 € zu rechnen.  
Der Container ist so konzipiert, dass er perspektivisch umgezogen und an einem anderen 
Standort aufgestellt werden kann. 
 

Pkw-Ladestation (Wallbox) 
Für die PKW-Ladestation 11 KW (Wallbox) entstehen voraussichtlich Kosten von ca. 10.000 €, 
wenn diese Maßnahme zusammen mit der Containerlösung durchgeführt wird. 
 

Anschaffung Amt-O-Mat   

Hardware ca. 65.000 € 

Lizenzkosten ca. 15.000 € 

Aufstellung und Inbetriebnahme  
inklusive 5 civento-Prozesse 

ca. 25.000 € 

gesamt ca. 105.000 € 
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Infostele ca. 12.000 € 

  

Anschaffung Container (3,00 x 4,00 m)  30.000 bis 35.000 € 

Zutritt-Kontrollsystem  4.000 € 

  

Baukosten und Genehmigung  

Elektro- und EDV-Anbindung ohne Erdarbeiten ca. 4.000 € 

Pflaster- und Erdarbeiten mit Leerrohr sowie 
Fundamentarbeiten 

ca. 7.000 € 

Blitzschutz ca. 2.000 € 

Baugenehmigungskosten (externe Planer) ca. 3.000 € 

gesamt ca. 16.000 € 

  

Pkw-Ladestation (Wallbox) ca. 10.000 € 

 
Für die Anschaffung stehen keine Haushaltsmittel zur Verfügung. Die finanziellen Mittel sollen 
in der nächsten Haushaltsplanung bereit gestellt werden.  
 
Parallel wird die Möglichkeit einer Förderung des Projekts durch LEADER geprüft, einer Ge-
meinschaftsinitiative der Europäischen Union, mit der seit 1991 die Entwicklung des ländlichen 
Raums gefördert wird. Förderwürdige Projekte können einen Kostenzuschuss in Höhe von 60 
Prozent der Bruttokosten erhalten.  
 
Hinsichtlich des Amt-O-Maten gibt es derzeit nur einen Hersteller, der die Kombination von 
Terminal mit Abholstation anbietet. Sollte sich an dieser Situation zum Zeitpunkt der Anschaf-
fung geändert haben, werden Vergleichsangebote eingeholt. Die sonstigen Leistungen (Bau-
kosten, Baugenehmigung, etc.) werden wie üblich beauftragt. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Verbandsgemeinderat beschließt bis zu einem Gesamtbetrag von 185.000 € die An-

schaffung eines Amt-O-Maten (Terminal und Abholstation), einer Infostele sowie einer 
Containerlösung zur 24/7- Bereitstellung der damit verbundenen Dienstleistungen. Mit den 
Aufstellarbeiten des Containers wird die Errichtung einer Pkw-Ladestation (Wallbox) ver-
bunden. 
 

2. Die benötigten Haushaltsmittel werden im Rahmen eines Nachtragshaushalts 2024 oder 
des Haushaltsplans 2025 bereitgestellt. 

 
3. Der Bürgermeister wird bis zur festgesetzten Wertgrenze im Rahmen der verfügbaren 

Haushaltsmittel ermächtigt, notwendige Vergabeverfahren durchzuführen und Aufträge zu 
vergeben. 

 
Beratung: 
 
TOP 1.7 wurde bereits im Zusammenhang mit TOP 1.7.1 beraten. Es wird sich darauf verstän-
digt, die Entscheidung ins 4. Quartal 2025 zu verlegen und die Nutzung und Annahme der 
postalischen Zustellung von Pässen und Ausweise abzuwarten. 
 
Beschluss: 

 
Vertagung ins 4. Quartal 2025.  
 

Abstimmungsergebnis: 15 Ja, einstimmig  
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1.7.1. Antrag der FDP Fraktion zur Aufgabe des Amt-o-Mat 

 

 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde vor TOP 1.7 behandelt. 
 
Beratung: 
 

Die FDP erläutert ihren Antrag. 
 
Bürgermeister Groth teilt mit, dass die Verwaltung einen Amt-O-Mat weiterhin als sinn-
voll erachte. Zwar sei die Möglichkeit der postalischen Zustellung von Pässen und 
Ausweisen für 18,00 € Liefergebühr möglich, allerdings für Berufstätige schwer umzu-
setzen. Weiterhin seien die Bürgerinnen und Bürger durch einen Automaten nicht an 
die Öffnungszeiten der Verwaltung, insbesondere des Bürgerbüros gebunden. 
Frau Trautmann ergänzt, dass es zwischenzeitlich Erweiterungen für den Amt-O-Mat 
gäbe, die für die Verbandsgemeinde von Interesse seien. 
 
Der Antrag der FDP wird mit der Änderung des Punkt 1 wie folgt zur Abstimmung 
gestellt: „Die Beschaffung und Aufstellung eines Amt-o-Mat in der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz wird bis auf Weiteres nicht weiterverfolgt.“ Die Punkte 2 und 3 bleiben un-
verändert. 
 
Beschluss: 
 

Abstimmungsergebnis: 5 Ja, 8 Nein, 2 Enthaltungen 
 
 
 
 
2. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 

 

 
Es liegen keine Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen vor. 
 
 
 
 
3. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 

 
3.1. Neubau Feuerwehrgerätehaus Guntersblum, Freigabe der Planung 

(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0152) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Nachdem im Juli die Zuschlagserteilung für die erneute Vergabe der Planungsleistungen des 
technischen Gebäudeausbaus an die Firma IPROconsult aus Wiesbaden erteilt wurde, liegt 
jetzt ein Vorentwurf zu allen beauftragten Planungsleistungen vor. 
Der Ankauf des kompletten Grundstückes an der Alsheimer Straße ermöglichte eine Anpas-
sung des Gebäudes an die Anforderungen des Schutzes vor Hochwasser und eine bessere 
Organisation der notwendigen Flächen des Retentionsbeckens zur Versickerung des anfallen-
den Regenwassers auf dem Gelände. 
Die Größe des Grundstückes ist ebenfalls eine Grundlage für das gewählte Energiekonzept, 
das in der Sitzung ausführlich erläutert werden wird. 
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Die besonderen Anforderungen an das Gebäude bestehen zum einen in der vorgegebenen 
Autarkie über 72 Stunden auch im Katastrophenfall, zum anderen in der Forderung nach ma-
ximaler Energiegewinnung aus erneuerbaren Energien (Photovoltaik, Geothermie).  
Der Entwurf berücksichtigt im besonderen Maße die Schallemissionen zu der gegenüberlie-
genden Wohnbebauung. 
Am Standort Guntersblum ist eine Dieseltankstelle für HVO- Dieselkraftstoff (HVO= Hydro-
treated Vegetable Oil, Kraftstoff aus pflanzlichem Ursprung) geplant (Planungsauftrag + Brut-
tobaukosten =  182.000 Euro). 
In Anlehnung an das Feuerwehreinsatzkonzept der Verbandsgemeinde Rhein-Selz werden 
am Standort Guntersblum eine Atemschutzwerkstatt und eine Feuerwehreinsatzzentral (FEZ) 
realisiert. Der Schulungsraum wird im Katastrophenfall als Lagezentrum dienen. Eine Wasch-
halle und ein Übungsturm gehören ebenfalls zum Gesamtkonzept. 
 

Nach der Freigabe der Planung kann die Stellung des Förderantrages erfolgen. Vor der Stel-
lung des Bauantrages wird es noch einen gemeinsamen Termin mit den Architekten in der 
Kreisverwaltung zur letzten Abstimmung der baurechtlichen Belange geben. 
 

Stand Bebauungsplan: 
Ein Entwurf des bauvorhabenbezogenen Bebauungsplanes liegt seit dem 22.10.2024 von Sei-
ten des Büros WSW aus Kaiserslautern vor. In der letzten Gemeinderatssitzung der Ortsge-
meinde Guntersblum wurde der Auslegungsbeschluss zu dieser Planung gefasst. 
 

Kosten: 
Die Kosten der Planung für das Gebäude Stand 05.11.2024: 
 

Kostengruppen 300+400  
(Bauwerk + technischer Ausbau)   netto 4.730.497 €  brutto 5.629.291 € 
 

Kostengruppen 500+600+700  netto 2.575.285 € brutto 3.064.590 € 
(Außenanlagen, Ausstattung, Honorare)   
 

Gesamt      netto 7.305782 € brutto 8.693.881€ 
 

Die Aufteilung des Mittelabflusses für die kommenden Jahre werden folgend angegeben: 
  

HH 2025 3.500.000 €  
HH2026  3.500.000 €  
HH2027 1.700.000 € 
 

Das Büro GHBArchitekten (Objektplanung) wird den Stand der Planung zusammen mit dem 
Büro IPROconsult (Fachplanung technischer Ausbau) persönlich am Tag der Ausschusssit-
zung vortragen. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Die Ausschüsse empfehlen, der Verbandsgemeinderat beschließt die Freigabe der Planung 
zur weiteren Bearbeitung in der Leistungsphase 3, mit dem Ziel der Stellung des Förderantra-
ges und des Bauantrages. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12612-096100-13-2 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 2.900.000,00 € zur Verfügung. 
 

Beratung: 
 

Frau Wagner erläutert die Beschlussvorlage. 
Nach eingehender Beratung wird folgender Beschluss gefasst: 
 

Beschluss: 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag.  
Abstimmungsergebnis: 15 Ja, einstimmig  
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3.2. Errichten einer Tankstelle für HVO-Diesel am Standort Feuerwehrgerätehaus 
Oppenheim, Vergabe der Planungsleistungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0168) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
Am Standort des Neubaus für die Feuerwehreinheit Oppenheim, Auf der Saar 7, ist eine Tank-
stelle für pflanzlichen Dieselkraftstoff geplant (HVO= Hydrotreated Vegetable Oil), der Kraft-
stoff weist eine bis zu 90 Prozent geringere CO2-Bilanz auf als herkömmliche Diesel. 
Das geplante Vorhaben ‚Errichtung einer HVO-Tankstelle‘ ist bei der Kreisverwaltung zusam-
men mit dem Bauantrag des Feuerwehrgebäudes anzuzeigen, ist aber genehmigungsfrei. Die 
komplette Planung muss jedoch, genau wie bei fossilen Brennstoffen, normengerecht ausge-
führt werden und verhindern, dass Schadstoffe in den Boden gelangen.  
Die Tankstelle soll in unmittelbarer Nähe des Waschplatzes liegen, um Synergieeffekte in der 
Leitungsführung und der Größe des notwendigen Öl-Abscheiders der beiden Anlagen zu er-
zeugen. 
Für die Verbandsgemeinde ist die Einrichtung eines HVO-Dieselreservoirs (bis 10.000 Liter) 
ein Pilotprojekt. Zum einen ist es ein Schritt in eine Unabhängigkeit vom Erdöl (und somit auch 
vom Erdölpreis), zum anderen ist es eine Möglichkeit der Vorhaltung von Kraftstoffen für den 
Katastrophenfall, da dieser Kraftstoff deutlich länger zu lagern ist als herkömmliche Diesel-
kraftstoffe. Zusätzlich ist die Errichtung dieser Tankmöglichkeit, in Bezug auf das Thema nach-
haltige Nutzung von Rohstoffen, ein richtungsweisender Schritt. Die geplante Tankstelle 
könnte zukünftig allen verbandsgemeindeeigenen Dieselfahrzeugen zur Verfügung stehen. 
 

Zur Planung dieser Tankstelle soll das in diesem Thema sachkompetente Ingenieurbüro Giloy 
& Löser GbR aus Bad Kreuznach beauftragt werden. Beratend dazu wird Herr Kiefer von der 
DEKRA zur Seite stehen und am Ende das Vorhaben ordnungsgemäß abnehmen. 
Die Kosten für die Tankstelle werden aktuell auf 158.865 Euro geschätzt, die entsprechenden 
Honorarkosten für die Beauftragung werden mit 22.907,24 Euro angegeben (Gesamt 
181.772,24 € brutto). 
 

Der Beschlussvorlage ist zur Information ein Bericht des Bundesministeriums für Umwelt über 
die Einführung von HVO-Anlage in Deutschland angefügt. 
 

Ebenso angefügt ist ein Bericht über die Stadt Bad Kreuznach (Quelle: homepage der Stadt 
Bad Kreuznach), die erst vor kurzem ihre Regionalbusse auf den neuen HVO Kraftstoff umge-
stellt hat. 
 

Beschlussvorschlag: 
Die Ausschüsse empfehlen, der Verbandsgemeinderat beschließt die Beauftragung des Inge-
nieurbüros Giloy & Löser GbR aus Bad Kreuznach. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12612-096100-13-2 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 2.900.000,00 € zur Verfügung. 
 

Beratung: 
Frau Wagner erläutert die Beschlussvorlage. Auf Nachfrage teilt sie mit, dass das Thema 
Hochwasser nochmals intensiv mit dem zuständigen Planungsbüro erörtert wird. 
 

Herr Dr. Zink teilt auf Nachfrage der CDU mit, dass auch die Motoren der älteren Feuerwehr-
fahrzeuge aus technischer Sicht keine Probleme bei der Nutzung von HVO haben und bereits 
mehrere Fahrzeughersteller die Nutzung von HVO für ihre gesamten Modelle freigegeben ha-
ben. HVO verfüge zudem über eine bessere Lagerfähigkeit und verbrenne sauberer als her-
kömmlicher Diesel-Kraftstoff. 
 

Beschluss: 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
Abstimmungsergebnis: : 15 Ja, einstimmig  
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3.3. Feuerwehrgerätehaus Mommenheim:  

Erneuerung einer Pflasterfläche im Übungshof inkl. Unterbau und Kastenrinne. 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0181) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
In einer vorhandenen, vor Jahren in Eigenleistung mit Rasengittersteinen belegten Übungsflä-
che am Feuerwehrgerätehaus Mommenheim sind mittlerweile stärkere Setzungen durch den 
nicht vorhandenen bzw. ausreichend tragfähigen Untergrund aufgetreten.  
Aus diesem Grund ist es erforderlich dort nachzuarbeiten. Der alte Belag wird aus Reinigungs- 
und Gründen der erhöhten Unfallgefahr ausgetauscht. Die Fläche wird zudem zukünftig über 
eine Rinne entwässert. Desweiteren wird ein gebrochener Revisionsschachtdeckel im Hof 
ausgetauscht und kleinere Pflasterbelagssetzungen ausgebessert. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Verbandsgemeinde Rhein Selz beschließt die Erneue-
rung einer Pflasterteilfläche mit Unterbau und Kanalanschluss am Feuerwehrgerätehaus 
Mommenheim und ermächtigt die Verwaltung nach erfolgter Ausschreibung die Arbeiten an 
den wirtschaftlichsten Bieter zu vergeben.  
Die Kosten hierfür belaufen sich voraussichtlich auf bis zu 25.000 € brutto. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001 / 12612- 523130 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 30.000 € zur Verfügung. 
 
Beratung: 
 
Joshua Schmitt verlässt die Sitzung kurzzeitig. 
 
Frau Wagner erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 14 Ja, einstimmig 
 
 
 
 
3.4. Schöpfwerk Guntersblum - Pumpenwartung 

- Beauftragung Generalüberholung Pumpen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0101-1) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Seitens des ZAR wurde die Pumpenwartung gemäß dem Beschluss vom 06.06.2024 an die 
Fa. Xylem beauftragt. Anscheinend gab es bei der Ausschreibung zwischen der Fa. Xylem 
und dem ZAR ein Missverständnis in Bezug auf die Demontage der Pumpen aus dem Schöpf-
werk.  
 
Aufgrund dieses Missverständnisses hat die Fa. Xylem angeboten, dass entweder die Demon-
tage der Pumpen als Nachtrag ausgeführt werden kann oder das der Auftrag einvernehmlich 
zurückgegeben wird. 
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In Abstimmung zwischen dem ZAR und der Verbandsgemeindeverwaltung wurde besprochen, 
dass der Vertrag mit der Fa. Xylem aufgehoben werden soll und die Arbeiten erneut ausge-
schrieben werden. 
 
Die Verwaltung wurde vom ZAR über die notwendige Pumpengeneralüberholung unterrichtet. 
Nachfolgend ein Auszug aus der Mail des ZAR: 
 

Im Schöpfwerk Guntersblum befinden sich zwei Xylem Flygt 
Pumpen in Betrieb, Baujahr 1991. 
Eine Wartung und auch Generalüberholung ist nach Hersteller-
angabe dringend erforderlich. 
  
Wir empfehlen daher, um den Betrieb des Pumpwerks auch 
weiterhin bei Hochwasser sicherzustellen, eine Wartung mit 
Generalüberholung durchführen zu lassen. 
  
Die Pumpen müssen nacheinander gewartet werden. Eine Pumpe 
muss für den Betrieb zur Verfügung stehen. 
  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat beschließt: 
 

- die Generalüberholung der Pumpen im Schöpfwerk Guntersblum. 
- den ZAR zur Auftragserteilung an den wirtschaftlichstem Bieter zu ermächtigen.  

 
Die Kosten werden auf ca. 17.000 € / Pumpe geschätzt, Gesamtsumme bei zwei Pumpen 
34.000 €. 
 
Hinweis: Gemäß der Zweckvereinbarung zwischen der VG und dem ZAR, ist der ZAR für die 
technische Betreuung und auch für die Beauftragung zuständig 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/55211-523120 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 8.000 € zur Verfügung. 
 
Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO 
in Höhe von : 26.000 € wird erteilt. 
 
Beratung: 
 
Joshua Schmitt kehrt zurück. 
 
Frau Wagner erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Es wird angefragt, ob eine neue Pumpe nicht sinnvoller sei. Die Verwaltung verlässt sich 
hierbei auf die Expertise des ZAR und bevorzugt eine Generalüberholung. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 14 Ja, 1 Enthaltung 
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3.5. Grundschule Guntersblum: Schulerweiterung mit Mensa und Umbauten im 

Bestand sowie Schulhofsanierung; 
Unterrichtung über den Sachstand und die aktuelle Planung zur Vervollständigung 
des Bauantrages sowie zur Ausschreibung der Bauleistungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0166-1) 
 

 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Projektablauf seit der letzten Unterrichtung der Gremien im September / Oktober 2023: 
 
Im Herbst 2023 entfällt das Teilprojekt Anbau Gymnastikraum (vgl. Bauausschuss vom 
13.09.2023 / HFA / VGR). 
 
Im Sommer 2024 wurde durch das EWR die neue Trafostation auf der von der Verbandsge-
meinde veräußerten Teilfläche errichtet (als weitere Vorbereitung für die Schulerweiterung). 
Das alte große Trafogebäude kann nun im Zuge der erforderlichen Abbrucharbeiten zu Beginn 
der Schulerweiterung beseitigt werden. 
 
Mit dem Einstieg in die Ausführungsplanung durch das Architekturbüro Munstein nach dem 
Planerwechsel und unter Berücksichtigung der eingetretenen Energie- und Baupreissteigerun-
gen waren gewisse Umplanungen und Modifizierungen unumgänglich. Ziel war es hierbei, den 
Entwurf nicht konzeptionell zu verändern, sondern nur zu modifizieren und anzupassen, bspw.: 
 

 Anpassungen durch den Entfall des interkommunalen Gymnastikraumes 

 Begradigung der schrägen Wände aus Kostengründen 

 Änderung der Verlängerung der aus dem Bestand verlängerten V-Dachkonstruktion in eine 
Flachdachkonstruktion für den Anbau (auch aus Entwässerungsgründen, da im Bestand 
Probleme bei den V-Dächern auftreten) 

 Änderung der ursprünglich angedachten Holzsystemdecke über der Schulerweiterung in 
eine Massivdecke mit optisch gleicher Holz-Unterkonstruktion (sowohl aus statischen als 
auch aus logistischen Gründen) 

 Anpassungen der Technischen Ausrüstung und Einarbeitung in die Planung 

 Einarbeitung technischer Details aufgrund der Erschließungssituation der Versorgungs-
träger 

 usw. 
 
Bereits in den Sommerferien 2024 konnten die ersten Umbauarbeiten im Bestand umgesetzt 
werden:  
 

 Umbau / Errichtung eines neuen Lehrerzimmers 

 Umbau / Errichtung einer neuen Bibliothek und eines neuen Sprechzimmers 

 Umbau / Errichtung eines neuen Schuleinganges als Haupteingang während der Bau-
phase der eigentlichen Schulerweiterungsmaßnahme 

 
In Kürze folgen die zugehörigen Arbeiten im Außenbereich der neuen Zuwegung zusammen 
mit dem hinteren Turnhallenzugang nebst Überdachungen. Derzeit läuft die Ausschreibung 
der Bauleistungen. Die zeitliche Planung sieht vor, diese Arbeiten spätestens im Januar 2025 
zu beginnen und Ende Mai 2025 zu beenden. 
 
Aufgrund der zuvor beschriebenen Anpassungen der Planung muss der Bauantrag für die 
eigentliche Schulerweiterung noch einmal neu zusammengestellt und eingereicht werden. 
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Ziel ist es, nach Fertigstellung des neuen Schulzuganges und nach Erhalt der Baugenehmi-
gung die ersten Ausschreibungen durchzuführen und im Sommer / Herbst 2025 mit dem Bau 
der eigentlichen Schulerweiterung mit Mensa zu beginnen. Der genaue weitere Ablauf befindet 
sich aufgrund der Herausforderungen einer Umsetzung bei laufendem Schulbetrieb noch in 
der Abstimmung. 
 
Das gesamte Projekt wurde im Bauausschuss am 14.11.2024 durch den Architekten Munstein 
persönlich vorgestellt. Die Präsentation ist in der Anlage beigefügt. 
 
Die nächste Unterrichtung der Gremien ist für den Sommer 2025 vorgesehen, wenn der hin-
tere Schulbereich fertiggestellt ist. 
 
Anlage: 
Präsentation des Architekturbüros Munstein vom Ausschuss für Planung, Bauwesen und Ver-
kehr am 14.11.2024 
 
Beratung: 
 
Frau Wagner erläutert die Unterrichtungsvorlage. Der Ausschuss nimmt dies zur Kenntnis. 
 
 
 
 
4. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 

 
4.1. IT-Ausstattung in den Grundschulen der Verbandsgemeinde 

Hier: Hosting von Edoo.sys 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0164) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Zur Unterstützung der Schulträger in Rheinland-Pfalz bietet der Zweckverband für Informati-
onstechnologie und Datenverarbeitung der Kommunen in Rheinland-Pfalz (ZIDKOR) den 
Hostingbetrieb für die landeseinheitliche Schulverwaltungssoftware edoo.sys RLP an. Alle 
acht Grundschulen sollen in den Hostingbetrieb nun überführt werden.  
 
Der Kostenbeitrag pro Benutzer beträgt 281 € jährlich bei einer Mindestabnahmepflicht von 
fünf Jahren. Alle Grundschulen sollen je drei Zugänge erhalten.  
 
Kosten pro Schule pro Jahr: 281 € x 3 Benutzer = 843 €  
Kosten Schulen gesamt pro Jahr: 843 € x 8= 6.744 €  
Kosten gesamt für 5 Jahre: 6.744 € x 5 = 33.720 €  
 
Eine Übernahmegebühr wird auch noch fällig sein, jedoch ist diese noch nicht zu beziffern. Es 
wird von Kosten in Höhe von insgesamt 40.000 € ausgegangen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Schulträgerausschuss, der Verbandsgemeinderat und der Haupt- und Finanzausschuss 
stimmen der Überführung an den Hostingbetrieb für die landeseinheitliche Schulverwaltungs-
software edoo.sys RLP zu.  
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001-11443-562410  
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 40.000 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Christina Bitz verlässt die Sitzung kurzzeitig. 
 
Frau Hoff erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 14 Ja, einstimmig 
 
 
 
 
4.2. Grundschule Nierstein 

Hier: Verleihung eines Schulnamens 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0165) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Grundschule Nierstein hat sich mit einer neuen Namensgebung für die Schule befasst. 
 
Nach Abstimmung der schulischen Gremien hat man sich für den Namen „Am Roten Hang“ 
entschieden. Um den Namen endgültig verleihen zu können, ist eine betreffende Beschluss-
fassung des Schulträgers erforderlich.  
 
Nach § 91 Abs. 5 Schulgesetz kann der Schulträger in die Schulbezeichnung (Schulart, Schul-
sitzgemeinde) einen Zusatz, insbesondere einen Namen, aufnehmen.  
 
Dem Verbandsgemeinderat wird demzufolge empfohlen, der Grundschule Nierstein den Na-
men  
 

Grundschule „Am Roten Hang“ Nierstein 
 
zu verleihen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Schulträgerausschuss und der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt / Der Verbandsge-
meinderat beschließt der Grundschule Nierstein den Namen 
 

Grundschule „Am Roten Hang“ Nierstein  
 
zu verleihen. 
 
Beratung: 
 
Frau Hoff erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 14 Ja, einstimmig 
  



Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 26.11.2024 
Seite 30 

 

 

 

4.3. Anpassung Mittagsverpflegung;  
Vereinheitlichung der Essenpreise 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0163) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Im Rahmen des freiwilligen Angebotes einer Betreuenden Grundschule werden sowohl die 
Kosten der Betreuung als auch die der Mittagsverpflegung kostendeckend auf die Eltern um-
gelegt. 
 

Beim Elternbeitrag der Mittagsverpflegung führt dies immer wieder zu Diskussionen: während 
die Kosten der Mittagsverpflegung für Kinder der Betreuenden Grundschule komplett von den 
Eltern zu tragen sind, ist der Elternbeitrag für Kinder der Ganztagsschule geringer, da der 
Schulträger gemäß § 85 Schulgesetz (SchulG) die Eltern sozial angemessen zu beteiligen hat. 
Dass die Eltern überhaupt für die Kosten der Mittagsverpflegung herangezogen werden kön-
nen, ist darin begründet, dass durch die Gewährung von Verpflegung in der Schule Aufwen-
dungen, die sonst für die tägliche Ernährung des Schülers aufgebracht werden müssten, er-
spart sind. Diese häusliche Ersparnis berechnet sich nach der Sozialversicherungsentgeltver-
ordnung (SvEV). 
 

Die SvEV vom 21.12.2006, zuletzt geändert mit Datum vom 24.11.2023, beziffert den Wert 
der als Sachbezug zur Verfügung gestellten Verpflegung gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 auf 
124,- Euro beim Mittagessen monatlich. Bei kürzeren Zeitraumen als einem Monat ist für jeden 
Tag ein Dreißigstel des vorgenannten Wertes zugrunde zu legen; demnach 4,13 Euro je Mit-
tagessen als Eigenanteil der Eltern. 
 

Für den Bereich der Ganztagsschulen wurde beispielhaft berechnet, dass der Verbandsge-
meinde Rhein-Selz jährlich rund 290.000 Euro an Kosten durch den sozial angemessenen 
Elternanteil an der Mittagsverpflegung entstehen; siehe Anlage 1. 
 

Für den Fall, dass man sich entscheiden sollte, den Elternanteil an der Mittagsverpflegung im 
Bereich der Betreuenden Grundschule auf das Niveau des GTS-Elternanteils zu reduzieren, 
wurde eine beispielhafte Berechnung vorgenommen. Demnach würden der Verbandsge-
meinde Rhein-Selz jährlich zusätzliche Kosten in Höhe von knapp 115.000,- Euro entstehen. 
 

Der Vorteil einer Harmonisierung führt unweigerlich zu einer Verwaltungsvereinfachung, da in 
den GTS-Schulen keine unterschiedliche Essensabrechnung für die Kinder, die gleichzeitig 
freitags in der Betreuenden Grundschule essen, erforderlich ist. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Ausschuss empfiehlt / Der Verbandsgemeinderat beschließt, den Elternbeitrag für die Mit-
tagsverpflegung in den Betreuenden Grundschulen auf den jährlich neu berechneten Eltern-
beitrag der Mittagsverpflegung in den Ganztagsschulen anzupassen. 
 

Beratung: 
 

Christina Bitz kehrt zurück. 
 

Frau Hoff erläutert die Beschlussvorlage. 
Die FDP fragt an, ob durch eine Änderung bei den Einkäufen für die Mittagsverpflegung Kos-
teneinsparungen möglich seien. Frau Hoff erläutert hierzu, dass bei der Erstellung des Leis-
tungsverzeichnis explizit die Nutzung von regionale Produkte gewünscht und durch die Aus-
schüsse und den Verbandsgemeinderat entsprechend beschlossen wurde. 
 

Beschluss: 
Beschluss gemäß Beschlussvorlage 
Abstimmungsergebnis: 14 Ja, 1 Enthaltung  
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4.4. Personalangelegenheiten Jugendmusikschule der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

Hier: Beratung und Beschlussfassung zur Vergütung der Honorarkräfte nach 
Wegfall der VKA-Richtlinie 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0162) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Insbesondere bei Projekten und Workshops der Jugendmusikschule der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz werden die Lehrkräfte nicht auf Grundlage des Tarifvertrages öffentlicher Dienst 
(TVöD) eingestellt, sondern zunächst über einen Honorarvertrag mit der Projektdurchführung 
beauftragt. 
 
Die Höhe der Vergütung bei Honorarkräften richtete sich in der Vergangenheit nach den 
„Richtlinien für die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der nicht unter den BAT fallenden Musikschullehrer“ - der sogenannten 
VKA-Richtlinie. 
Diese VKA-Richtlinie ist allerdings nicht mehr gültig, aber auch nicht durch eine anderweitige 
Regelung ersetzt. Deshalb können Honorare grundsätzlich frei vereinbart werden. 
Seitens der Verwaltung wird vorgeschlagen, die Vergütung der Honorarkräfte ab 01.01.2025 
entsprechend den Gehaltserhöhungen der TVöD-Musikschullehrern vorzunehmen. 
 
Demnach ergibt sich folgende Berechnung: 
 

Jahr 

Gehalts- 
steigerungen 

Vergütung 
der Honorarkräfte 

bei TVöD- 
Musikschullehrern 

(Unterrichtsstunde 
zu 45 Minuten) 

2020 0,8000%                           28,48 €  

2021 1,0500%                           28,78 €  

2022 1,3500%                           29,17 €  

2023 0,0000%                           29,17 €  

2024 1,5000%                           29,61 €  

 
Dem Verbandsgemeinderat wird auf Grundlage der vorstehenden Berechnung empfohlen, die 
Honorarkräfte der Jugendmusikschule ab 01.01.2025 mit einem Honorar in Höhe von 
29,61 Euro je erteilter Unterrichtsstunde (45 Minuten) zu vergüten. 
 
Die Beschlussfassung zur Vergütung der Honorarkräfte erfolgt lediglich vorausschauend, da 
grds. unter Berücksichtigung des sog. „Herrenberg-Urteil“ keine Honorarverträge mehr abge-
schlossen werden. 
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Beschlussvorschlag: 
 

Der Ausschuss empfiehlt / Der Verbandsgemeinderat beschließt, zum 01.01.2025 die Vergü-
tung der Honorarkräfte der Jugendmusikschule in Anlehnung an die Gehaltssteigerungen der 
TVöD-MusiklehrerInnen auf Basis der VKA-Richtlinie vorzunehmen und mit einem Honorar in 
Höhe von 29,61 €uro je erteilter Unterrichtsstunde (45 Minuten) zu vergüten. 
 

Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/26301-502910 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 
 

Beratung: 
 

Martin Schykowski verlässt die Sitzung kurzzeitig. 
 

Frau Hoff erläutert die Beschlussvorlage. 
 

Beschluss: 
 

Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 

Abstimmungsergebnis: 14 Ja, einstimmig 
 
 
 
 

4.5. Beratung und Beschlussfassung zur Neufassung der Satzung der 
Jugendmusikschule der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0167-1) 
 

 

Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

Die aktuell gültige Satzung der Jugendmusikschule der Verbandsgemeinde Rhein-Selz datiert 
vom 14.07.2015. 
Da sich die Jugendmusikschule ständig weiterentwickelt und sich den aktuellen Bedingungen 
anpassen will, ist auch die Satzung der Jugendmusikschule dementsprechend zu ändern. Als 
Anlage ist dieser Beschlussvorlage die Neufassung der Satzung beigefügt, wobei die vorge-
nommenen Änderungen rot gekennzeichnet sind. 
 

Seitens des Schulträgerausschuss wurde zu § 2 (3) moniert, dass das Wort „Musikliebhaber“ 
nicht gegendert sei – dies ist in anhängendem Satzungsentwurf umgesetzt. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Ausschuss empfiehlt / Der Verbandsgemeinderat beschließt die Neufassung der Satzung 
der Jugendmusikschule. 
 

Beratung: 
 

Frau Hoff erläutert die Beschlussvorlage. 
 

Beschluss: 
 

Beschluss gemäß Beschlussvorschlag.  
 

Abstimmungsergebnis: 13 Ja, 1 Enthaltung 
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4.6. Freigabe für überplanmäßige Ausgaben zur Fahrzeugunterhaltung 

(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0184) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Inanspruchnahme von überplanmäßigen Mitteln wurde maßgeblich durch nicht planbare 
Instandhaltungskosten notwendig. 
Insbesondere technische Defekte an Großfahrzeugen wie der zu ersetzenden Drehleiter und 
dem in 2025 abzulösenden LF Nierstein fielen in 2024 stark ins Gewicht. Die Instandhaltungs-
intervalle der älteren Fahrzeuge werden deutlich kürzer, zudem wirkt sich die aufgrund des 
Alters dieser Fahrzeuge aufwendige Ersatzteilbeschaffung direkt auf den Preis aus. In 2024 
forderten die größeren bzw. länger andauernden Einsätze wie z. B. die Hochwasserlage die 
Fahrzeuge und das Material außergewöhnlich stark. Da die planmäßigen Wartungstermine, 
Sicherheitsüberprüfungen und Reifenwechsel aufgrund gesetzlicher Vorgaben nicht verscho-
ben werden können, werden noch in diesem Haushaltsjahr zu den bereits durch den Bürger-
meister freigegebenen 17.850 € weitere 17.450 € wie folgt benötigt:  
 
TÜV+Inspektion: TSF-W Friesenheim 1.000 €, ELW RS (Zahnriemen Wechsel) 1.500 €, MLF 
Uelversheim – Weinolsheim 1.000 €, GW 1 1.000 €, MTF Guntersblum 600 €, MTF Dolges-
heim 600 €, TLF Oppenheim 1.000 €, LF 24 Undenheim 1.000 €. 
TÜV: NAG3 150 €, Anhänger Nierstein 150 €, Anhänger Guntersblum 150 € 
Retroreflektierende Heckwarnbeklebung: LF16 Mommenheim 2.300 € 
Digitalfunk Kommandowägen: 4000€ 
Kleinersatzteile und Leuchtmittel: 3000€ 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beschließt die überplan-
mäßigen Ausgaben zur Fahrzeugunterhaltung - insbesondere für Wartung und Instandhaltung 
um weitere 17.450 € über die bereits durch den Bürgermeister freigegebenen 17.850 € hinaus. 
Der Ausschuss für Brandschutz und allgemeine Hilfe sowie der Verbandsgemeinderat der Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz erhalten dies zur Kenntnis. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/12614-523510 
 
Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 GemO in 
Höhe von : 17.450 € wird erteilt. 
 
Beratung: 
 
Martin Schykowski kehrt zurück. 
 
Bürgermeister Groth erläutert die Beschlussvorlage. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss gemäß Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 15 Ja, einstimmig 
 
 
 
  



Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz vom 26.11.2024 
Seite 34 

 

 

 

5. Mitteilungen 
 

 

 Bürgermeister Groth teilt mit, dass sich der Kreis Mainz-Bingen derzeit in Abstimmungs-
gesprächen mit dem LBM bezüglich der Rettungswache in der Rheinallee 66 in Nierstein 
befindet und hier ein Neubau diskutiert wird. 

 

 Herr Groth informiert den Rat über die neuesten Entwicklungen bezüglich Bundestags- 
und Landratswahl 2025. 
Der Kreis Mainz-Bingen strebt die Verlegung der Landratswahl auf den 23.02.2024 an. 
Zudem gab es am Montag, 25.11.2024 eine Bürgermeisterdienstbesprechung. Hier wurde 
festgelegt, dass die Briefwahlen auf Ebene der Ortsgemeinden und Städte ausgezählt 
werden sollen. Hierzu müssen zwei separate Wahlvorstände für die Urnen- und Briefwahl 
gebildet werden. 

 

 Weiterhin teilt Frau Wagner mit, dass die Bauabteilung bei der ADD bezüglich des För-
derbescheides für die Mensa der Grundschule Undenheim nachgefragt hat und die Aus-
kunft erhalten habe, dass der Bauantrag eingereicht werden dürfe. Dies sei nicht förder-
schädlich. 
Der 2. Bauabschnitt des Außengeländes der Grundschule befände sich derzeit in den 
letzten Zügen. Aufgrund Lieferschwierigkeiten konnte der Zaun des Kleinspielfelds und 
das Gebäude für die Mülltonnen und die Geräte des Hausmeisters bisher noch nicht fer-
tiggestellt werden. Im Januar soll eine Abstimmungsrunde mit der Schule stattfinden, in 
der festgelegt werden soll, welche Flächen für die Nutzung durch die Schülerinnen und 
Schüler freigegeben werden. 

 
 
 
 
6. Anfragen 

 
 

Die FDP hat in der Sitzung des Verbandsgemeinderates am 02.10.2024 einen Con-
trolling-Bericht von der Finanzabteilung angefordert. Dieser wurde zugesagt, aller-
dings bisher nicht geliefert. Für die Sitzung am 05.12.2024 soll eine Aufstellung der 
abgerufenen Haushaltsmittel des laufenden Jahres erstellt werden. 
 
 
 
 

Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 

 

Im nichtöffentlichen Teil der Sitzung wurden zwei Personalangelegenheiten und eine Grund-
stücksangelegenheit beschlossen. 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Martin Groth Jannik Manz 
Bürgermeister  
 


